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Kompetenzen im Rahmen der Erbschaftsverwaltung
Sachverhalt

Herr X ist Anfang August 2004 in seiner Wohnung gestorben. Da keine Erben weder in der Schweiz noch in Norddeutschland, wo Herr X ursprünglich beheimatet gewesen ist, trotz entsprechender Recherchen des Vormundschaftsdienstes in Erfahrung gebracht werden konnten und da laut Steuerinventar Aktiven von rund Fr. 44'000.-- und Passiven von rund Fr. 41'000.-- gegenüberstanden ordnete die VB eine Erbverwaltung an. Bei einem Augenschein stellten Vertreter der Polizei, des Steuerwesens und des Sozialwesens fest, dass Herr X noch ein Bankkonto hatte, über welches er im Rahmen der Ausrichtung von Zusatzleistungen  die zuständige Amtsstelle nicht orientiert hat. Vor diesem Hintergrund ergibt sich ein Betrag von annähernd Fr. 32'000.--, der infolge zu Unrecht bezogener Zusatzleistungen, aus dem Nachlass zurückerstattet werden muss. Seit dem Tod von Y X sind zudem auch noch diverse Rechnungen von Drittgläubigern gestellt worden.
Es stellt sich mir nun die Frage, 
a) ob ich einen öffentlichen Erbenruf gemäss Art. 555 Abs. 1 ZGB veranlassen soll. Und angenommen Sie kämen zum Schluss, dass ein solcher durchgeführt werden soll, könnte ich bereits vor Ablauf des Jahres die Steuern- und "ZL-Schulden" begleichen? 
b) Gemäss Druey, Erbrecht 4.A §14 N 58 gehört es auch zu den Aufgaben des Erbenverwalters, über Objekte des Nachlasses verfügen zu können (etwa Obligationen zu verkaufen, um Steuerschulden zu bezahlen). Unklar ist mir bei der oben erwähnten Stelle, ob dies erst möglich ist, nach Ablauf eines Jahres nach dem Erbenruf oder bereits vorher.
Erwägungen

1. Aufgrund der Schilderung ist davon auszugehen, dass Sie als Erbschaftsverwalterin gemäss Art. 554 ZGB eingesetzt worden sind und Herr X ledig, geschieden oder Witwer war und vor dessen Tod nicht im Rahmen eines vormundschaftlichen Mandates, zu dessen Beginn ein vormundschaftliches Inventar erstellt worden ist, betreut worden ist.
2. Erbschaftsverwaltung bedeutet die temporäre Übertragung der Besitz-, Verwaltungs- und Verfügungsrechte am Nachlass auf eine behördliche bestellte, unabhängige Verwalterin. Während deren Zuständigkeit sind die diesbezüglichen Rechte der Erben sistiert (Basler Kommentar ZGB-Karrer N 1 zu Art. 554).  Sie bezweckt in erster Linie die Wahrung der Erbeninteressen, dient aber im weitesten Sinne auch den Erbengläubigern und den Erbschaftsgläubigern. Sie ist konservatorischer Natur und bezweckt nicht die Vornahme von Liquidationshandlungen (a.a.O. N2). 
3. Umfang und Ausmass der Rechte und Pflichten des Erbschaftsverwalters sind im ZGB nicht umschrieben. Sein Auftrag kann von der ihn ernennenden Behörde umfassend sein oder beschränkt. Wenn ihm kein ausdrücklicher entsprechender Auftrag erteilt wurde, obliegt ihm auch nicht die Nachforschung nach Erben (Karrer, a.a.O. N 40 al. 11), die Nachlassliquidation oder Schuldentilgung (Karrer, a.a.O. N 39).  Dagegen hat er die laufenden Erbschaftsschulden und die Erbgangsschulden zu bezahlen, wozu offene Steuerschulden, in Ausnahmefällen auch Erbschaftssteuern, gehören (Karrer, N. 45). Bei der Begleichung von Schulden ist der Erbschaftsverwalter aufgrund seiner konservatorischen Aufgaben und der persönlichen Haftung gut beraten, sie nur zu bezahlen, wenn sie nicht zu bestreiten sind, d.h. anerkannt sind (Piotet, Schweizerisches Privatrecht, Band IV/2 S. 708), womit er Betreibungen oder aussichtslose Prozesse vermeiden kann.

4. Zu Ihren Fragen:

4.1. zu a)
Der Erbenruf ist dann durchzuführen, wenn bei der Behörde Ungewissheit über die Erbberechtigten herrscht. Hegt die Behörde keinerlei Zweifel, z.B. weil die familiären Verhältnisse hinlänglich bekannt sind, oder weil es keinen Grund gibt, an das Vorhandensein von erben zu glauben (Piotet, a.a.O. S. 711 lit. b), so ist auf den Erbenruf zu verzichten, die Erbschaftsverwaltung aufzulösen und der Nachlass den Berechtigten (z.B. erbberechtigtes Gemeinwesen) auszuhändigen (Karrer, a.a.O. N 2). 
Zwar können sowohl Aktiven als auch Passiven vererbt werden. Wäre der Nachlass aber überschuldet, müsste die Vormundschaftsbehörde namens der unbekannten Erben den Nachlass ausschlagen und der betreibungsamtlichen Liquidation zuführen. In diesem Fall erübrigt sich ein Erbenruf allemal.
Besteht dagegen Aussicht auf einen Aktivenüberschuss, und wird dieser nicht durch die Gebühren und Honorare der Erbschaftsverwaltung aufgebraucht, wird der Erbenruf zu veranlassen sein, wenn es Grund gibt daran zu glauben, dass es Erben gibt. Zur Frage der Rückerstattung von EL siehe nachfolgend.

4.2. zu b)
Die Rechtswirkung der Erbenrufs ist vor allem die Hemmung der Frist von Art. 559 zur Ausstellung der Erbbescheinigung, d.h.  diese darf vor Ablauf der einjährigen Frist des Erbenrufs den Erben nicht ausgestellt werden. Auf die Befugnisse der Erbschaftsverwalterin hat der Erbenruf aber keine Auswirkungen. Sie werden auch während dieser Frist alle Rechtshandlungen vornehmen dürfen, welche der konservatorischen Verwaltung des Nachlasses dienen, und damit berechtigte Forderungen tilgen, Verrechnungssteuern zurückfordern, allfällige Versicherungsleistungen rückfordern etc.


Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 31. Januar 2005
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